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Antrag 

der Abgeordneten Ruth Waldmann, Michael Busch, Martina Fehlner, Volkmar 
Halbleib, Doris Rauscher, Diana Stachowitz, Horst Arnold, Dr. Simone Strohmayr, 
Inge Aures, Klaus Adelt, Natascha Kohnen, Markus Rinderspacher, Margit Wild, 
Ruth Müller SPD 

Für ein inklusives Bayern jetzt II –   
Die Bayerische Bauordnung muss Barrierefreiheit fördern! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Landtag einen Gesetzentwurf zur Umset-
zung des Prinzips der Barrierefreiheit vorzulegen, indem Verstöße gegen Art. 48 Baye-
rische Bauordnung (BayBO) in die Liste der bußgeldbewehrten Ordnungswidrigkeiten 
gemäß Art. 79 der Bayerische Bauordnung aufgenommen werden. 

 

 

Begründung: 

In Art. 48 der BayBO ist normiert, dass in Gebäuden mit mehr als zwei Wohnungen ein 
bestimmter Anteil der Wohnungen barrierefrei zu gestalten ist. Barrierefrei müssen Toi-
lette, Bad, Wohn- und Schlafräume, Küche sowie ein Raum mit Anschlussmöglichkeiten 
für eine Waschmaschine sein. Öffentliche Gebäude müssen in den dem allgemeinen 
Besucherverkehr zugänglichen Teilen barrierefrei sein. Ein Zuwiderhandeln gegen 
diese Vorschriften ist allerdings nach Art. 79 Abs. 1 Nr. 2 Bayerische Bauordnung nur 
dann bußgeldbewehrt, wenn einer vollziehbaren schriftlichen Anordnung der Bauauf-
sichtsbehörde nicht Folge geleistet wird. Nach Auffassung der Staatsregierung (vgl. Be-
antwortung von Frage 61 der Interpellation „Bayern barrierefrei 2025“ auf Drs. 17/5084) 
stellt diese Regelung sicher, dass nicht jedweder Verstoß gegen materielles Bauord-
nungsrecht eine Ordnungswidrigkeit darstellt, sondern nur solche Verstöße, die die 
Bauaufsichtsbehörde als so gewichtig ansieht, dass sie die Umsetzung der materiell-
rechtlichen Anforderungen in einer vollziehbaren Anordnung (Verwaltungsakt) verlangt 
hat. Dieser Auffassung schließen sich die Antragsteller nicht an: Die Anforderungen im 
Hinblick auf bauliche Barrierefreiheit müssen auf jeden Fall rechtlich durchsetzbar sein 
und können nicht von der Einschätzung der Bauaufsichtsbehörde abhängen. 

 


